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1. Einleitung 

 

1.1 Das öffentliche und wissenschaftliche Interesse am Themenfeld „NS-Belastung bun-

desdeutscher Institutionen“  

Die NS-Belastung von staatlichen Institutionen auf Bundes- und Länderebene, aber auch von 

Unternehmen1 und großen Verbänden2 stößt seit etwa zehn Jahren in Deutschland auf wach-

sendes öffentliches Interesse. Historiker, Historikerkommissionen oder geschichtswissen-

schaftliche Institutionen wurden mit entsprechenden Forschungen beauftragt, von denen einige 

bereits abgeschlossen sind, andere noch laufen oder sich derzeit im Stadium von Machbarkeits-

studien bewegen. Was die Untersuchung von Institutionen der frühen Bundesrepublik und 

punktuell auch der frühen DDR anbelangt, so hat diese Entwicklung Ende 2013 durch eine 

entsprechende Absichtserklärung im Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU und SPD einen 

zusätzlichen Impuls erhalten3. Allein auf Bundesebene sind inzwischen elf Projekte zu nennen 

(vgl. Abb. 1), beginnend mit der 2010 publizierten und in der Geschichtswissenschaft stark 

umstrittenen Untersuchung zum Auswärtigen Amt4.  

Für die nähere Zukunft ist mit dem Start weiterer Forschungen – etwa zum Bundestag und 

möglicherweise auch zum Bundeskanzleramt5 – zu rechnen. Hinzu kommen entsprechende 

Projekte auf Ebene der Bundesländer. Beispielsweise wird derzeit unter dem Arbeitstitel „NS-

                                                             
1 Vgl. z.B. Jürgen Finger/Sven Keller/Andreas Wirsching, Dr. Oetker und der Nationalsozialismus. Geschichte 
eines Familienunternehmens 1933-1945, München 2013. – Der folgende Anmerkungsapparat beschränkt sich 
auf besonders wichtige bzw. exemplarische Belege. 
2 Vgl. z.B. Michael Schwartz, Funktionäre mit Vergangenheit. Das Gründungspräsidium des Bundes der Vertrie-
benen und das „Dritte Reich“, München 2013. 
3 „Die Koalition wird die Aufarbeitung der NS-Vergangenheit von Ministerien und Bundesbehörden vorantrei-
ben. In einer Bestandsaufnahme soll der aktuelle Forschungsstand und bestehende Forschungsbedarf auf Bun-
desebene zur Aufarbeitung der frühen Nachkriegsgeschichte von Ministerien und Behörden in der Bundesrepub-
lik Deutschland und der DDR ermittelt werden.“ Deutschlands Zukunft gestalten. Koalitionsvertrag zwischen 
CDU, CSU und SPD, 18. Legislaturperiode, S. 130, zitiert nach: http://www.bundesregierung.de/Con-
tent/DE/_Anlagen/2013/2013-12-17-koalitionsvertrag.pdf?__blob=publicationFile [letzter Zugriff: 30.12.2014]. 
Vgl. generell zum Themenkomplex auch die Antwort der Bundesregierung auf die Große Anfrage der Abgeord-
neten Jan Korte, Sevim Dağdelen, Ulla Jelpke, weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE – Drucksa-
che 17/4126 -, Deutscher Bundestag Drucksache 17/ 8134 vom 14.12.2011, http://dipbt.bundes-
tag.de/doc/btd/17/081/1708134.pdf [letzter Zugriff: 30.12.2014]. 
4 Eckart Conze/Norbert Frei/Peter Hayes/Moshe Zimmermann, Das Amt und die Vergangenheit. Deutsche Dip-
lomaten im Dritten Reich und in der Bundesrepublik, München 2010. Eine Dokumentation der kontroversen De-
batte findet sich in: Martin Sabrow/Christian Mentel (Hrsg.), Das Auswärtige Amt und seine umstrittene Ver-
gangenheit. Eine deutsche Debatte, Frankfurt/M. 2014. Eine Bestandaufnahme jüngster Forschungen zu einem 
zentralen Feld der Kontroverse bietet: Johannes Hürter/Michael Mayer (Hrsg.), Das Auswärtige Amt in der NS-
Diktatur, Berlin u.a. 2014. 
5 Vgl. den Antrag der Fraktion „Die Linke“ vom 5.11.2014, Deutscher Bundestag, 18. Wahlperiode, Drucksache 
18/3049.  
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Belastungen in Bayern (ca. 1945-1970)“ eine umfangreiche Untersuchung zu bayerischen Lan-

desinstitutionen vorbereitet. 

 

Abb. 1: Forschungsprojekte zur NS-Belastung von Bundesministerien bzw. -behörden  

Ressort / Institution Auftrag an Laufzeit 

Abgeschlossen   

Auswärtiges Amt Unabhängige Historikerkommission 2005-2010 

Ernährung und Land-

wirtschaft 

Prof. Dr. Andreas Dornheim 2005-2007 

Bundeskriminalamt Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg 2008-2010 

Laufend/demnächst be-

ginnend 

  

Finanzen Historikerkommission Reichsfinanzministerium von 1933-1945 2009-[?] 

Justiz Unabhängige Wissenschaftliche Kommission beim Bundesministe-

rium der Justiz zur Aufarbeitung der NS-Vergangenheit 

2012-[?] 

Wirtschaft Unabhängige Geschichtskommission zur Aufarbeitung der Geschichte 

des BMWi 

2011-2015 

Bundesnachrichten-

dienst 

Unabhängige Historikerkommission zur Erforschung der Geschichte 

des Bundesnachrichtendienstes 1945-1968 

2011-2016 

Bundesamt für Verfas-

sungsschutz 

Forschungsprojekt zur Organisationsgeschichte des Bundesamtes für 

Verfassungsschutz 1950-1975 

2011-2014 

Arbeit und Soziales Unabhängige Historikerkommission zur Aufarbeitung der Geschichte 

des Reichsarbeitsministeriums in der Zeit des Nationalsozialismus 

2013-2017 

Atom/Wissenschaft 

[Machbarkeitsstudie] 

Institut für Zeitgeschichte 2014 

Inneres  

[Machbarkeitsstudie] 

Institut für Zeitgeschichte / Zentrum für Zeitgeschichtliche Forschung 2014-2015 
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1.2 Besonderheiten des Falles „Vorgängerinstitutionen des BMBF“ 

Die Machbarkeitsstudie zur „Vorgeschichte des BMBF bzw. seiner Vorgängerinstitutionen“ 

steht in dem eben skizzierten Forschungskontext. Die Untersuchung weist allerdings insofern 

grundlegende Besonderheiten auf, als sie einem Ministerium gilt, das in der NS-Zeit keine di-

rekte Vorgängerinstitution besessen hat. Nur in einem sehr weitgefassten Sinn lassen sich ver-

schiedene Ministerien und hohe Reichsinstitutionen benennen, bei denen es thematisch gewisse 

Überschneidungen zu den Tätigkeitsbereichen der bundesdeutschen Vorgänger des BMBF ge-

geben hat: das Reichsministerium für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung, das Reichs-

luftfahrtministerium, das Reichsministerium für Rüstung und Kriegsproduktion, das Reichs-

postministerium (hier gab es eine wichtige Forschungsabteilung), das Heereswaffenamt sowie 

verschiedene Luftfahrtforschungseinrichtungen6 (vgl. Abb. 2).  

In der Bundesrepublik erfolgte die Gründung der ersten Vorgängerinstitution des BMBF, des 

Bundesministeriums für Atomfragen, erst relativ spät – auch dies verstärkt den Eindruck der 

institutionellen Diskontinuität. Das im internationalen Vergleich eine Besonderheit darstel-

lende „Atomministerium“ wurde im Oktober 1955 nach Erlangung der weitgehenden staatli-

chen Souveränität und der damit verbundenen Aufhebung alliierter Restriktionen für die Atom-

wirtschaft gegründet. Maßgeblich war auch die – infolge der Genfer Atomkonferenz vom Au-

gust 1955 intensivierte – bundesdeutsche Befürchtung, in einer überaus wichtigen wissen-

schaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Frage den internationalen Anschluss zu verpas-

sen. Das Ministerium war zunächst sehr klein und nahm erst nach und nach die nicht immer 

gradlinige Entwicklung (vgl. Abb. 3) hin zu einem Forschungs- und Wissenschaftsministerium, 

wobei die technologische Ausrichtung, seit den 1960er Jahren insbesondere im Bereich der 

Luft- und Raumfahrtforschung, prägend blieb. Erst 1969 kamen dann allgemeine bildungspo-

litische Aufgaben hinzu. Das Untersuchungsfeld zum Thema „NS-Belastung“ ist daher von 

vornherein kleiner als bei anderen vergleichbaren Studien zu bundesdeutschen Ministerien; 

manche Aspekte weisen allerdings eine besondere Unübersichtlichkeit auf.  

 

 

                                                             
6 Vgl. genauer unten S. 29f. 
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Abb.2: „Vorläuferinstitutionen“ des Atom- bzw. Wissenschaftsministeriums in der NS-Zeit

Reichsministerium für 
Wissenschaft, Erziehung
und Volksbildung

Reichsluftfahrtministerium

Reichsministerium für
Rüstung und 
Kriegsproduktion

Reichspostministerium Luftfahrt-Forschungsinstitutionen

Ministerien

„Uranprojekt“

Wissenschaftlich-technologischer Kontext

Atomministerium

Wissenschaftsministerium

Bundesrepublik:

NS-Zeit:

Heereswaffenamt

 

Abb.3: Vom „Atomministerium“ zum BMBF

Bundesministerium für Atomfragen 1955-1957 

Bundesministerium für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft        1957-1961

Bundesministerium für Atomkernenergie 1961-1962

Bundesministerium für wissenschaftliche Forschung 1962-1969

Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 1969-1972 

Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft - Bundesministerium für Forschung und Technologie 1972-1994

Bundesministerium für Bildung, Wissenschaft, Forschung und Technologie 1994-1998

Bundesministerium für Bildung und Forschung 1998-

1.3 Forschungslage 

Die vorliegende wissenschaftliche Literatur bietet für die Untersuchung nur wenige Hilfen. 

Zwar gibt es mit dem kurzen historischen Abriss von Johannes Sobotta7, der politologischen 

                                                             
7 Johannes Sobotta, Das Bundesministerium für wissenschaftliche Forschung, Bonn 1969. Sobotta war selbst 
Mitarbeiter des Ministeriums. 
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Spezialuntersuchung von Andreas Stucke8 und dem Sammelband von Peter Weingart und Niels 

C. Tauber9 einzelne Publikationen zur Geschichte des BMBF bzw. seiner Vorgängerinstitutio-

nen, diese geben aber zur Frage der NS-Belastung so gut wie keine Hinweise. Dies gilt auch 

für die vorliegenden Biographien zu den beiden ersten „Atomministern“ Franz Josef Strauß10 

und Siegfried Balke11 sowie für die kontextuell wichtige Literatur zur Entwicklung von For-

schung, Industrie und Politik in den Bereichen „Atom“ und „Luftfahrt“ in der frühen Bundes-

republik12. 

Die Machbarkeitsstudie musste daher in Vielem Neuland betreten. Generell ist darauf zu ver-

weisen, dass die historische Erforschung bundesdeutscher Institutionen bislang nur schwach 

entwickelt ist. Die wichtigsten Ausnahmen sind die Arbeiten von Udo Wengst zu den Anfängen 

bundesdeutscher Staatlichkeit13 sowie von Bernhard Löffler zum Bundesministerium für Wirt-

schaft in der Ära Erhard – eine Studie, die in ihren prosopographischen Teilen auch im Hinblick 

auf die Frage nach personellen NS-Belastungen wertvolle Anregungen vermittelt14. Insbeson-

                                                             
8 Andreas Stucke, Institutionalisierung der Forschungspolitik. Entstehung, Entwicklung und Steuerungsprobleme 
des Bundesforschungsministeriums, Frankfurt/Main 1993. 
9 Peter Weingart/Niels C. Taubert (Hrsg.), Das Wissensministerium. Ein halbes Jahrhundert Forschungs- und 
Bildungspolitik in Deutschland, Weilerswist 2006. Vor allem folgende Aufsätze sind für das bearbeitete Thema 
von Interesse: Peter Weingart/Niels C. Taubert, Das Bundesministerium für Bildung und Forschung, ebd., S. 11-
32; Joachim Radkau, Der atomare Ursprung der Forschungspolitik des Bundes, ebd., S. 33-63; Johannes Weyer, 
Die Raumfahrtpolitik des Bundesforschungsministeriums, ebd., S. 64-91; Reimar Lüst, Zur Forschungspolitik 
des BMBF im Bereich der Raumfahrt, ebd., S. 154-157. 
10 Zu Strauß gibt es bislang lediglich populärwissenschaftliche Biographien, aber keine Arbeit, die wissenschaft-
lichen Ansprüchen genügt. 2015 soll erscheinen: Horst Möller, Franz Josef Strauß. Herrscher und Rebell, Mün-
chen 2015. 
11 Robert Lorenz, Siegfried Balke. Grenzgänger zwischen Wirtschaft und Politik in der Ära Adenauer, Stuttgart 
2010. 
12 Vgl. v.a. Joachim Radkau, Aufstieg und Krise der deutschen Atomwirtschaft 1945-1975. Verdrängte Alterna-
tiven in der Kerntechnik und der Ursprung der nuklearen Kontroverse, Reinbek bei Hamburg 1983; Michael E-
ckert, Die Anfänge der Atompolitik in der Bundesrepublik Deutschland, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte 
37 (1989), S. 115-143; Ute Deichmann, Die Raumfahrtpolitik des Forschungsministeriums, in: Leviathan 20 
(1992), S. 544-562; Helmut Trischler, Luft- und Raumfahrtforschung in Deutschland, Frankfurt/M. - New York 
1992; Peter Fischer, Atomenergie und staatliches Interesse. Die Anfänge der Atompolitik in der Bundesrepublik 
Deutschland 1949-1955, Baden-Baden 1994; Lutz Budraß, Flugzeugindustrie und Luftrüstung in Deutschland 
1918-1945, Düsseldorf 1998. 
13 Udo Wengst, Staatsaufbau und Regierungspraxis 1948-1953. Zur Geschichte der Verfassungsorgane der Bun-
desrepublik Deutschland, Düsseldorf 1984; zur beamtenrechtlichen Dimension vgl. ders., Beamtentum zwischen 
Reform und Tradition. Beamtengesetzgebung in der Gründungsphase der Bundesrepublik Deutschland 1948-
1953, Düsseldorf 1988; zu den größeren Kontexten vgl. auch verschiedene Beiträge in: Deutsche Verwaltungs-
geschichte, hrsg. von Kurt G.A. Jeserich, Hans Pohl und Georg-Christoph von Unruh, Bd. 5: Die Bundesrepub-
lik Deutschland, Stuttgart 1987.  
14 Bernhard Löffler, Soziale Marktwirtschaft und administrative Praxis. Das Bundeswirtschaftsministerium unter 
Ludwig Erhard, Stuttgart 2002, hier Abschnitt C: „Das Personal des Bundeswirtschaftsministeriums“, S. 122-
216. 
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dere fehlt es auch an Spezialstudien, die sich dem – bundespolitisch sehr kontrovers beurteil-

ten15 – Umgang mit NS-Belastungen beim Eintritt in den ministeriellen Dienst der frühen Bun-

desrepublik widmen16.  

Erste Publikationen zur NS-Belastung anderer bundesdeutscher Institutionen können in pro-

sopographischer Hinsicht partiell zum Vergleich mit den Ergebnissen zu den Vorgängerinsti-

tutionen des BMBF herangezogen werden17. Dabei stellt sich das Problem, dass methodisch 

derzeit noch ein hohes Maß an Heterogenität herrscht und es daher schwierig ist, Vergleichs-

kategorien zu bilden. Es ist allerdings zu erwarten, dass in den nächsten Jahren im Zuge der 

sich intensivierenden fachlichen Kommunikation zwischen den Forschungsprojekten gewisse 

Annäherungen erfolgen werden.  

Punktuell einschlägig ist auch die – in beschränktem Umfang – vorliegende Literatur zu den in 

der NS-Zeit bestehenden „Vorläuferinstitutionen“ des BMBF. Hervorgehoben sei hier die Stu-

                                                             
15 In den frühen 1950er Jahren herrschten im Bundeskabinett Meinungsdifferenzen über die Gestaltung eines 
Personalfragebogens, der sich auch auf NS-Belastungen bezog. Vgl. den in der Literatur offenbar noch nicht be-
achteten Briefwechsel aus den Jahren 1952/53 zwischen dem Bundesminister des Innern Robert Lehr (CDU) und 
dem Minister für Angelegenheiten des Bundesrates Heinrich Hellwege (Deutsche Partei) im Aktenbestand des 
Bundeskanzleramtes, BA Koblenz, B 136/4218, „Personalfragebögen in Ministerien mit Fragen nach der Ver-
gangenheit vor 1945“. Hellwege trat für eine weitgehende Öffnung des Ministerialdienstes auch für NS-Belas-
tete ein, Lehr war dagegen. Kanzler Adenauer scheint eine dilatorische Haltung eingenommen zu haben. 
16 Von Bedeutung ist daher immer noch ein schon älterer Aufsatz: Walter Strauss, Die Personalpolitik in den 
Bundesministerien zu Beginn der Bundesrepublik Deutschland, in: Konrad Adenauer und seine Zeit. Politik und 
Persönlichkeit des ersten Bundeskanzlers, [Bd. 1:] Beiträge von Weg- und Zeitgenossen, hrsg. von Dieter Blu-
menwitz u.a., Stuttgart 1976, S. 275-282. Einige Hinweise, insbesondere auch zur rasch steigenden Zahl von 
ehemaligen NSDAP-Mitgliedern auf der Ebene der Abteilungsleiter, finden sich bei Wengst, Staatsaufbau und 
Regierungspraxis, S. 178-181. In der kontextuell wichtigen Studie von Norbert Frei, Vergangenheitspolitik. Die 
Anfänge der Bundesrepublik und die NS-Vergangenheit, München 22003, wird dieses Problem nicht behandelt. 
17 Conze u.a., Das Amt; Imanuel Baumann/Herbert Reinke/Andrej Stephan/Patrick Wagner, Schatten der Ver-
gangenheit. Das BKA und seine Gründungsgeneration in der frühen Bundesrepublik, Köln 2011; Bundeskrimi-
nalamt Kriminalistisches Institut (Hrsg.), Der Nationalsozialismus und die Geschichte des BKA. Spurensuche in 
eigener Sache. Dokumentation des Kolloquiums zum Forschungsbericht zur BKA-Historie vom 06. April 2011, 
Köln 2011; Andreas Dornheim, Rasse, Raum und Autarkie. Sachverständigengutachten zur Rolle des Reichsmi-
nisteriums für Ernährung und Landwirtschaft in der NS-Zeit. Erarbeitet für das Bundesministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz. Bamberg, 31. März 2011, http://www.bmel.de/SharedDocs/Down-
loads/Ministerium/RolleReichsministeriumNSZeit.pdf?__blob=publicationFile [letzter Zugriff 30.12.2014]; 
Manfred Görtemaker/Christoph Safferling, Die Rosenburg. Das Bundesministerium der Justiz und die NS-Ver-
gangenheit – eine Bestandsaufnahme, Göttingen 2013; Agilolf Keßelring, Die Organisation Gehlen und die Ver-
teidigung Westdeutschlands. Alte Elitedivisionen und neue Militärstrukturen, 1949-1953, Marburg 2014; Jost 
Dülffer/Klaus-Dietmar Henke/Wolfgang Krieger/Rolf-Dieter Müller (Hrsg.), Die Geschichte der Organisation 
Gehlen und des BND 1945-1968: Umrisse und Einblicke. Dokumentation der Tagung am 2. Dezember 2013, 
Marburg 2014. 
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die von Anne C. Nagel zum Reichsministerium für Wissenschaft, Erziehung und Volksbil-

dung18. Eine breitere Literaturgrundlage gibt es zum Themenkomplex der deutschen Atomfor-

schung in der NS-Zeit19. 

Über die eben skizzierte Forschung hinaus wird die Analyse möglicher personeller NS-Belas-

tungen immer wieder auf thematisch höchst unterschiedliche Studien zu den jeweiligen biogra-

phischen Kontexten einzelner Personen zurückgreifen müssen. Beispielhaft zu nennen sind 

etwa Arbeiten zur deutschen Richterschaft in der NS-Zeit20. 

 

  

                                                             
18 Anne C. Nagel, Hitlers Bildungsreformer. Das Reichsministerium für Wissenschaft, Erziehung und Volksbil-
dung 1934-1945, Frankfurt/M. 2012. Zur Reichspost: Thomas Stange: Die kernphysikalischen Ambitionen des 
Reichspostministers Ohnesorge, in: Berichte zur Wissenschaftsgeschichte 21 (1998), S. 159-174; zu den Luft-
fahrtforschungsinstitutionen vgl. Helmut Maier, Luftfahrtforschung im Nationalsozialismus, in: Helmut Trisch-
ler (Hrsg.), Ein Jahrhundert im Flug. Luft- und Raumfahrtforschung in Deutschland. 1907-2007, Frankfurt/M. 
u.a. 2007, S. 104-122; Trischler, Luft- und Raumfahrtforschung, sowie Budraß, Flugzeugindustrie und Luftrüs-
tung. 
19 Vgl. v.a. Mark Walker, Die Uranmaschine. Mythos und Wirklichkeit der deutschen Atombombe, Berlin 1990; 
Rainer Karlsch, Hitlers Bombe. Die geheime Geschichte der deutschen Kernwaffenversuche, München 2005; 
ders. (Hrsg.), Für und Wider „Hitlers Bombe“. Studien zur Atomforschung in Deutschland, Münster u.a. 2007; 
Mark Walker, Eine Waffenschmiede? Kernwaffen- und Reaktorforschung am Kaiser-Wilhelm-Institut für Phy-
sik, in: Helmut Maier (Hrsg.), Gemeinschaftsforschung, Bevollmächtigte und Wissenstransfer. Die Rolle der 
Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft im System kriegsrelevanter Forschung des Nationalsozialismus, Göttingen 2007, 
S. 352-394; Paul Lawrence Rose, Heisenberg und das Atombombenprojekt der Nazis, Zürich-München 2001; 
Cathryn Carson, Heisenberg in the Atomic Age. Science and the Public Sphere. Cambridge u.a. 2010. 
20 Vgl. z.B. aus der neueren Literatur: Andreas Möhring, Richter im Nationalsozialismus. Personalentwicklung 
und Personalpolitik am OLG Naumburg 1933-1945, Halle an der Saale 2012; Peter Kalmbach, Wehrmachtjustiz. 
Berlin 2012. 
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2. Grundkonzept der Machbarkeitsstudie 

 

2.1 Leitfrage und Ziele 

Die Machbarkeitsstudie ging von der Leitfrage nach den „Voraussetzungen und Grundlagen 

[…] eine[r] mehrjährige[n] wissenschaftliche[n] Untersuchung zum Thema ‘Vorgeschichte des 

BMBF bzw. seiner Vorgängerinstitutionen‘“ aus21. Im Mittelpunkt musste dabei zunächst die 

Frage stehen, ob die verfügbare Quellenbasis ergiebig genug ist, um eine größere Studie durch-

zuführen.  

Im Einzelnen hatte sich die Machbarkeitsstudie folgende, eng miteinander verbundene Ziele 

gesetzt22: 

1. „Überblick über thematisch relevante Quellenbestände“;  

2. „erste Erkenntnisse über personelle, institutionelle und wissenschaftspolitische Kontinuitäten 

von der NS-Zeit zu den Vorgängerinstitutionen des BMBF“; 

3. „Arbeitshypothesen und -konzepte für die weitere Erforschung des Themenbereichs“. 

Da es – wie bereits ausgeführt – im Falle der Vorgängerinstitutionen des BMBF keine unmit-

telbare und klar erkennbare institutionelle Kontinuität zu einem Vorläuferministerium der NS-

Zeit gibt, rückt innerhalb des generellen Themenfeldes „personelle, institutionelle und wissen-

schaftspolitische Kontinuitäten“ die Frage nach personellen Kontinuitäten stark in den Vorder-

grund. Auch für die Diskussion eventueller institutioneller oder gar wissenschaftspolitischer 

Kontinuitäten bietet der personalgeschichtliche Aspekt einen wichtigen Zugang, indem Perso-

nen identifiziert werden, über die sich Verbindungen zu den erwähnten „Vorläuferinstitutio-

nen“ der NS-Zeit erkennen lassen. 

 

2.2 Eingrenzungen des Untersuchungsfeldes 

Die sinnvolle Eingrenzung des Untersuchungsfeldes stellt eine Grundbedingung dar, um die 

eben skizzierten Ziele zu erreichen. Dabei geht es zum einen um die zeitliche Dimension und 

zum anderen um die Definition der zu analysierenden Personengruppe. 

 

 

                                                             
21 Institut für Zeitgeschichte München-Berlin, „Vorgeschichte des Bundesministeriums für Bildung und For-
schung bzw. seiner Vorgängerinstitutionen“. [Unveröffentlichter] Antrag auf eine Machbarkeitsstudie, 1. Vorha-
bensbeschreibung, München 2013, S. 1. 
22 Ebd., S. 1-3. 
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2.2.1 Untersuchungszeitraum 1955-1972 

Der Beginn des Untersuchungszeitraums wird durch die Gründung des Bundesministeriums für 

Atomfragen im Jahr 1955 vorgegeben (Abb. 2). Die Frage, ob das von 1953 bis 1955 beste-

hende Bundesministerium für besondere Fragen Franz Josef Strauß als direkter Vorläufer des 

Atomministeriums zu betrachten sei, muss nach derzeitigem Kenntnisstand verneint werden23. 

In personeller Hinsicht gab es insofern eine Kontinuität, als Strauß 1955 erster Atomminister 

wurde und sein seit 1953 tätiger persönlicher Referent Karl-Heinz Spilker ihn in die neue Insti-

tution begleitete. In fachlicher Hinsicht hatte das Bundesministerium für besondere Fragen 

Franz Josef Strauß jedoch wohl keinerlei Zuständigkeit für Atomforschung und -politik. Viel-

mehr war diese zunächst im Bundeskanzleramt angesiedelt, wo insbesondere der 1955 ins 

Atomministerium wechselnde Ministerialdirektor Dr. Wilhelm Grau mit entsprechenden Fra-

gen befasst war24. 

Für die Bestimmung des zeitlichen Endpunktes der Untersuchung sind zunächst allgemeine 

Überlegungen zur Frage der NS-Belastungen maßgeblich. Eine enge Begrenzung, etwa auf die 

1950er Jahre, würde der zeitlichen Dimension des Problems mit Sicherheit nicht gerecht. Eine 

zu weite Ausdehnung würde den Analyseaufwand stark erhöhen, insgesamt jedoch zu wenig 

aussagekräftigen Ergebnissen führen. Spätestens in den frühen 1970er Jahren fand in bundes-

deutschen Ministerien eine umfangreiche Erweiterung und Verjüngung des Personalbestandes 

statt. Es scheint daher sinnvoll, hier einen Einschnitt zu machen. Ähnlich gehen, soweit dies 

bisher erkennbar ist, auch die meisten Untersuchungsvorhaben zu anderen bundesdeutschen 

Ministerien bzw. Institutionen vor25.  

                                                             
23 Im Sinne der Vorläuferthese vgl. Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft, Hauptgruppe 4: Hoch-
schulen und sonstiger Tertiärer Bereich, Wissenschaftspolitik, B 138, 1955-1994, bearbeitet von Toni Seul, Kob-
lenz 2006, Einleitung, http://startext.net-build.de:8080/barch/MidosaSEARCH/B138-32041/index.htm [letzter 
Zugriff: 30.12.2014]. Zu einem anderen Urteil kommt: Thomas Stamm, Zwischen Staat und Selbstverwaltung. 
Die deutsche Forschung im Wiederaufbau 1945–1965, Köln 1981, S. 155-168. Auch die Ausführungen in Franz 
Josef Strauß, Die Erinnerungen, Berlin 1989, S. 210-219, zu seinem Ministerium „für selbstgestellte Aufgaben“ 
(ebd., S. 210, 212) legen die letztgenannte Auffassung nahe. Eine genauere Prüfung anhand der wenigen Fachak-
ten des Bundesministeriums für besondere Fragen Franz Josef Strauß im Bundesarchiv Koblenz und anhand von 
Unterlagen im Nachlass Strauß (Archiv für Christlich-Sozial Politik, München) steht noch aus. 
24 Bereits 1954 war er beispielsweise auch mit der Bildung einer „Kernenergiekommission“ betraut. Vgl. BA 
Koblenz, B 136/2041. 
25 So endet der Untersuchungszeitraum der Studie zum Auswärtigen Amt mit der Regierungszeit Willy Brandts, 
die Untersuchung zum Justizministerium setzt den Endpunkt um 1970, die BND-Studie hat das Jahr 1968 ge-
wählt. Vgl. Conze u.a., Das Amt, S. 687-693; Görtemaker/Safferling, Die Rosenburg, S. 11; Dülffer u.a. (Hrsg.), 
Die Geschichte der Organisation Gehlen und des BND. – Unter den bereits veröffentlichen Studien weist nur die 
Arbeit zum Bundeskriminalamt mit dem Jahr 1981 einen deutlich späteren Schlusspunkt auf. Vgl. Baumann u.a., 
Schatten der Vergangenheit, S. 3. 
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Bei der genauen Festlegung sollten markante Zäsuren der Ministeriumsgeschichte beachtet 

werden. Als Endpunkte der Untersuchung bieten sich somit zwei Daten an: Zum einen das Jahr 

1969, in dem nach verschiedenen Änderungen des Grundgesetzes eine wissenschafts- und bil-

dungspolitische Kompetenzerweiterung des Bundes26 sowie ein entsprechender Namenswech-

sel von Bundesministerium für wissenschaftliche Forschung zu Bundesministerium für Bildung 

und Wissenschaft stattfanden. Damit verbunden war eine starke Erweiterung des Personals (vgl. 

Abb. 4). Zum anderen scheint das Jahr 1972 – genau genommen der Dezember 1972 – ein 

angemessener Endpunkt zu sein, da es nun zur vorübergehenden Teilung des Ministeriums kam 

und neben dem inzwischen deutlich angewachsenen Bundesministerium für Bildung und Wis-

senschaft ein Bundesministerium für Forschung und Technologie gegründet wurde (vgl. Abb. 

3). Die Machbarkeitsstudie hat sich, um beide Optionen offen zu halten, für die letztgenannte 

Lösung entschieden. 

  

                                                             
26 Vgl. Christoph Führ/Carl-Ludwig Furck (Hrsg.), Handbuch der deutschen Bildungsgeschichte, Bd. VI/1: 1945 
bis zur Gegenwart. Bundesrepublik Deutschland, München 1998, S. 39. 
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Abb. 4: Atom- bzw. Wissenschaftsministerium: Entwicklung des  

Personalbestands27 

 Gesamt Beamte Führungspersonal28 

           1955    

           1956 110  39 [19 Stellen] 

           1957 156  56  22 

01.12.1959    33 

01.11.1960 217  70   

01.04.1961    35 

01.10.1961 231  83   

01.11.1962 255  85   

15.08.1963      41 

15.05.1964    45 

31.01.1966    46 

01.05.1968    56 

01.01.1969 461 196   

10.06.1970    77 

15.03.1972 677 395   

01.06.1972    88 

 […]  […] […] […] 

01.01. 2015 ca. 1000   129 

 

 

 

                                                             
27 Die bislang eruierten Daten ergeben noch ein lückenhaftes Bild. Die Zahlen stammen aus den diversen Jahres-
berichten des Ministeriums (s. Anm. 37) sowie aus: Sobotta, Bundesministerium für wissenschaftliche For-
schung, S. 144; Bundesarchiv Koblenz, B 138/19736, Geheft „Stellenbereinigung gem. Umorg. 15.3.72“; 
B126/13728, „Vorentwurf zum Bundeshaushaltsplan für das Rechnungsjahr 1957 Einzelplan 31 Geschäftsbe-
reich des Bundesministers für Atomfragen“; Organigramme des Ministeriums 1956-1970 aus dem BA Koblenz 
(s. Anm. 29); zu aktuellen Mitarbeiterzahlen vgl. http://www.bmbf.de/de/2496.php [letzter Zugriff: 15.1.2015], 
zum Führungspersonal vgl. Organisationsplan BMBF, Stand 1.1.2015, http://www.bmbf.de/de/2496.php [letzter 
Zugriff: 15.1.2015]. 
28 Zur Definition vgl. unten S. 15. – Für das Jahr 1956 bietet das ministerielle Organigramm nur einen Referats- 
bzw. Stellenplan ohne Namen. 
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2.2.2 Konzentration auf das „ministerielle Führungspersonal“ (MFP) 

Die zweite Eingrenzung gilt dem untersuchten Personenkreis. Es scheint wenig sinnvoll und es 

wäre mit einem immensen Mehraufwand verbunden, das gesamte ministerielle Personal der 

Jahre 1955 bis 1972 im Hinblick auf seine NS-Belastung zu analysieren. Die Machbarkeitsstu-

die hat sich daher in Anlehnung an bereits publizierte Arbeiten zu anderen bundesdeutschen 

Institutionen auf führende Ministeriumsangehörige konzentriert, wobei dieser Personenkreis 

relativ weit gefasst wurde. Mit dem Begriff „ministerielles Führungspersonal“ (MFP) sind im 

Folgenden alle Minister und Staatsekretäre, deren persönliche Referenten, Abteilungsleiter, 

Gruppenleiter bzw. Unterabteilungsleiter sowie Referatsleiter gemeint, insgesamt für den un-

tersuchten Zeitraum gemäß den vorliegenden Staatshandbüchern und Organigrammen29 rund 

160 Personen. 

Eine weitere Einschränkung des untersuchten Personenkreises ergibt sich aus der Festlegung 

einer Altersgrenze: Einbezogen wurden alle Angehörigen des MFP, die dem Geburtsjahrgang 

1927 angehörten oder älter waren. Diese Begrenzung resultiert aus dem Umstand, dass der Ein-

tritt in die NSDAP bis Anfang 1944 frühestens mit 18 Jahren möglich war; danach stand er 

auch Angehörigen der Hitler-Jugend des Jahrgangs 1927 d.h. 17-Jährigen offen30. Die Partei-

mitgliedschaft bildet somit ähnlich wie in vergleichbaren anderen Studien – trotz mancher Frag-

würdigkeiten (s. unten S. 17) – ein wichtiges Untersuchungskriterium. Die Zielgruppe „Minis-

terielles Führungspersonal, Jahrgänge 1927 und älter“ umfasst nach dem derzeitigen Untersu-

chungstand 90 Personen: 89 Männer und eine Frau31. 

 

 

 

 

 

 

                                                             
29 Zu den Staatshandbüchern s. Anm. 37; die Organigramme werden im Bundesarchiv Koblenz gesondert aufbe-
wahrt und sind auf Nachfrage einsehbar. 
30 Vgl. die ausführlichen Hinweise „Zum NSDAP-Aufnahmeverfahren“ auf der Homepage des Bundesarchivs: 
http://www.bundesarchiv.de/fachinformationen/01003/index.html [letzter Zugriff 30.12.2014]. – Zur formellen 
NSDAP-Aufnahme von Jugendlichen des Jahrgangs 1928 scheint es nicht mehr gekommen zu sein. Vgl. ebd., 
insbesondere auch die reproduzierte Anordnung 24/44 des Reichsschatzmeisters der NSDAP vom 30.9.1944, die 
festlegt: „Die Aufnahme von Volksgenossen in die NSDAP wird mit alleiniger Ausnahme der Aufnahme von 
Kriegsversehrten bis auf weiteres vollständig eingestellt. Somit entfällt auch die Aufnahme von Angehörigen der 
Hitler-Jugend des Geburtsjahrganges 1928.“ 
31 Hierbei handelt es sich um die von 1969 bis 1972 amtierende Staatssekretärin Dr. Hildegard Hamm-Brücher. 
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2.3 Methodische Ansätze 

 

2.3.1  Prosopographische Grunderfassung des MFP 

Die prosopographische32 Grunderfassung des einbezogenen Personenkreises bildet einen zent-

ralen methodischen Ansatz der Machbarkeitsstudie und wird auch in einer größeren Studie fort-

zuführen sein. Auf diese Weise können essentielle Basisdaten zu personellen NS-Kontinuitäten 

gewonnen werden. Dabei wird zwischen zwei Aspekten unterschieden:  

Erstens geht es um die persönliche NS-Belastung, vor allem infolge der Mitgliedschaft in der 

NSDAP und/oder in einer der zahlreichen anderen nationalsozialistischen Organisationen, die 

streng genommen Untergliederungen der Partei oder auch angeschlossene Verbände umfassten, 

also z.B. in der SA, der Deutschen Arbeitsfront, der NS-Volkswohlfahrt, dem Nationalsozialis-

tischen Kraftfahrkorps oder dem NS-Bund Deutscher Technik. 

Angemerkt seien an dieser Stelle einige grundsätzliche Überlegungen zur Bedeutung der 

NSDAP-Mitgliedschaft. Sowohl in der öffentlichen Diskussion als auch in der geschichtswis-

senschaftlichen Forschung gilt die Zugehörigkeit zur NSDAP fast immer als ein zentrales Kri-

terium, um Aussagen über die NS-Belastung zu machen. Es handelt sich um ein relativ einfach 

zu erfassendes Merkmal, das fast immer eine relevante Aussagekraft über die eigene Positio-

nierung zum NS-Regime besitzt. Für den größten Teil der NS-Zeit kann davon ausgegangen 

werden, dass der Mitgliedschaft stets ein bewusster Parteieintritt vorausging. Erst gegen Ende 

des Regimes gab es möglicherweise, dies ist bis heute ein von der Forschung noch nicht hin-

reichend geklärtes Thema, in Ausnahmefällen auch kollektive Aufnahmen in die Partei ohne 

die bislang stets notwendige Unterschrift der neuen Mitglieder33. Aus dem erfassten Personen-

kreis könnten davon aber nur maximal zwei Ministeriumsangehörige betroffen gewesen sein34. 

                                                             
32 Prosopographie ist ein geschichtswissenschaftlicher Ansatz, bei dem systematisch Informationen zu Personen-
gruppen gesammelt werden. Der Begriff leitet sich von dem altgriechischen Wort „prosopon“ (Maske, Rolle, 
Gesicht, Mensch) ab. 
33 Die stets anzunehmende Notwendigkeit einer Unterschrift betonen: Michael Buddrus, Totale Erziehung für 
den totalen Krieg. Hitlerjugend und nationalsozialistische Jugendpolitik, München 2003; Malte Herwig, Die 
Flakhelfer. Wie aus Hitlers jüngsten Parteimitgliedern Deutschlands führende Demokraten wurden, München 
2013; sowie Wolfgang Benz (Hrsg.), Wie wurde man Parteigenosse? Die NSDAP und ihre Mitglieder, Frank-
furt/M. 2009. Auch die Informationen auf der Homepage des Bundesarchivs „Zum NSDAP-Aufnahmeverfah-
ren“ unterstützen diese Anschauung; vgl. http://www.bundesarchiv.de/fachinformationen/01003/index.html 
[letzter Zugriff 30.12.2014]. Da es allerdings doch zahlreiche ernstzunehmende Hinweise auf kollektive Aufnah-
men in der Endphase der NS-Zeit gibt, gehen andere Historiker davon aus, dass dies in Ausnahmefällen tatsäch-
lich möglich war. Vgl. z.B. Evelyn Finger, Neue Parteimitglieder [Interview mit Norbert Frei], in: DIE ZEIT Nr. 
28 vom 5.7.2007, S. 48, http://www.zeit.de/2007/28/Neue_Parteimitglieder [letzter Zugriff 30.12.2014]. 
34 Bei zwei Personen der untersuchten Gruppe „Geburtsjahrgänge 1927 und ältere“ liegt das NSDAP-Eintrittsda-
tum im Jahr 1944; für das Jahr 1945 ließen sich keine Parteieintritte mehr feststellen. 
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Das Kriterium der Parteimitgliedschaft erlaubt methodisch auch eine zeitliche Differenzierung 

nach dem Eintrittsjahr35. Zudem bietet es verschiedene Vergleichsmöglichkeiten: So lassen sich 

die Anteile der ehemaligen Parteimitglieder zu unterschiedlichen Zeitpunkten der Ministeri-

umsgeschichte berechnen oder auch Vergleiche mit anderen Institutionen durchführen. 

Auch in unserer Machbarkeitsstudie kommt der NSDAP-Mitgliedschaft daher eine hohe Be-

deutung zu. Allerdings muss betont werden, dass dieses Kriterium nur beschränkt aussagekräf-

tig ist, was den Grad der NS-Belastung angeht: Es gab viele einfache „Parteigenossen“, die sich 

außer einer passiven Mitgliedschaft wenig haben zuschulden kommen lassen, und es gab Men-

schen ohne NSDAP-Parteimitgliedschaft, die an schwersten NS- und Kriegsverbrechen betei-

ligt waren. Vor einer Überschätzung dieses Kriteriums muss daher gewarnt werden. 

Methodisch schwieriger zu handhaben ist das Merkmal einer Mitgliedschaft in anderen natio-

nalsozialistischen Organisationen. Dies liegt generell zunächst daran, dass die Erfassung für 

eine größere Personengruppe weitaus schwieriger ist, weil die verfügbaren Quellen hierzu nur 

teilweise Auskunft geben. Bei vielen Personen ist daher derzeit eine Erfassung gar nicht mög-

lich, oder sie muss sich auf nicht immer zuverlässige eigene Angaben bei der Einstellung in den 

Staatsdienst stützen. Eine Auswertung der Mitgliedschaft wird daher nur für einen kleinen Teil 

an Personen möglich sein, für den detaillierte Angaben aus den Beständen des ehemaligen 

Document Center (vgl. unten S. 21) vorliegen. Stets zu berücksichtigen ist, dass die Involvie-

rung in das NS-System in den verschiedenen Organisationen höchst unterschiedlich war. Ge-

nannt seien hier nur die SS auf der einen Seite und das lange Zeit eher unpolitische National-

sozialistische Kraftfahrkorps auf der anderen36. 

Den zweiten Aspekt der prosopographischen Grunderfassung bildet die personelle Kontinuität 

der Beschäftigung im Staatsdienst. Dabei werden drei Aspekte unterschieden:  

- erstens die generelle Beschäftigung von späteren ministeriellen Führungspersonen im öffent-

lichen Dienst der NS-Zeit, von der kommunalen bis zur Reichsebene; 

- zweitens die Tätigkeit im Reichsministerialdienst und 

- drittens die Beschäftigung in „Vorläuferinstitutionen“ des BMBF in der NS-Zeit.  

                                                             
35 In einzelnen Fällen wäre es eventuell auch sinnvoll, das – häufig überlieferte – Antragsdatum in eine Bewer-
tung mit einfließen zu lassen. Zum offiziellen von der NSDAP teilweise auf einzelne markante Termine festge-
legten Aufnahmedatum gibt es meist gewisse Differenzen. In einzelnen Fällen liegt das Antragsdatum sogar 
nach dem vermerkten Aufnahmedatum. 
36 Dorothee Hochstetter, Motorisierung und „Volksgemeinschaft“. Das Nationalsozialistische Kraftfahrkorps 
(NSKK) 1931–1945, München 2004; dies., Nationalsozialistisches Kraftfahrkorps (NSKK), 1931-1945, in: His-
torisches Lexikon Bayerns, http://www.historisches-lexikon-bayerns.de/artikel/artikel_44917 [letzter Zugriff: 
30.12.2014]. 
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Die Erfassung dieser Merkmale vermittelt – für den speziellen Untersuchungsfall des Atom- 

bzw. Wissenschaftsministeriums – Aufschlüsse über eine generelle Kontinuität des Staats- bzw. 

enger gefasst des Ministerialdienstes von der NS-Zeit zur frühen Bundesrepublik. Grundsätz-

lich ist auch davon auszugehen, dass die Mitgliedschaft in der NSDAP und die Tätigkeit im 

Staatsdienst der NS-Zeit in einer engen Verbindung stehen, da der Parteieintritt oft aus Gründen 

beruflicher Opportunität erfolgte. Bei beiden Punkten sind partiell bereits jetzt, auf der be-

schränkten Basis des gegenwärtigen Forschungsstandes, Vergleiche zu anderen Bundesinstitu-

tionen möglich. Zu einem späteren Zeitpunkt werden sich vermutlich weitere komparatistische 

Potentiale öffnen. Die Untersuchung des dritten Aspekts (Beschäftigung in „Vorläuferinstituti-

onen“ des BMBF) ist vor allem auch deswegen von Interesse, weil sich auf diesem Wege Hin-

weise auf mögliche institutionelle Kontinuitäten ergeben können. 

 

2.3.2 Spezifische Untersuchung ausgewählter Personen im Hinblick auf eine schwere NS-

Belastung  

Der skizzierte prosopographische Grundansatz ist unerlässlich für eine breite empirische Erfas-

sung der personellen NS-Belastung, er kann freilich vielfach meist nur sehr allgemeine Ergeb-

nisse liefern. Schwere persönliche NS-Belastungen, insbesondere die persönliche Beteiligung 

an NS-Verbrechen bzw. an der verbrecherischen NS-Politik, lassen sich auf diese Weise nicht 

oder allenfalls ansatzweise feststellen. Neben die prosopographische Grunderfassung tritt daher 

ein zweiter Ansatz: die spezifische Untersuchung ausgewählter Personen vor allem im Hinblick 

auf die Beteiligung an NS- und Kriegsverbrechen.  

Diese Forschungen konnten im Rahmen der Machbarkeitsstudie lediglich vorbereitet werden 

und müssen weitgehend einer genaueren Untersuchung vorbehalten bleiben. Eine Überprüfung 

aller 90 Personen des oben definierten MFP wird angesichts des sehr hohen Zeitaufwands und 

einer oftmals schwierigen Quellenlage sicher nicht möglich sein. Vorgeschlagen wird daher, 

zwei Personengruppen näher in den Blick zu nehmen: die Spitze des Ministeriums, d.h. Minis-

ter und Staatssekretäre (s. Abb. 9), sowie Personen, bei denen die prosopographische Erfassung 

einen „Anfangsverdacht“ liefert, beispielsweise wenn jemand während der NS-Zeit als Richter 

tätig gewesen war.  
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3. Quellenlage und Quellenerfassung 

 

3.1.  Funktionale Unterscheidung der relevanten Quellen 

Die Prüfung der Quellenlage bildet ein wesentliches Anliegen der Machbarkeitsstudie. Grund-

sätzlich ist dabei zwischen zwei Quellengruppen zu unterscheiden: Quellen, die Aufschlüsse 

über die Geschichte, die Struktur und das Führungspersonal der untersuchten Vorgängerinsti-

tutionen des BMBF vermitteln, und Quellen, die Informationen über NS-Kontinuitäten d.h. ins-

besondere über personelle NS-Belastungen des MFP geben. Zu beiden Aspekten gibt es um-

fangreiches und durchaus ergiebiges, wenngleich vielfach lückenhaftes und sehr disparates Ma-

terial – in geringem Maße in publizierter Form, vor allem aber innerhalb von Archiven. 

 

3.2.  Publizierte Quellen 

Das thematisch in einem weiten Sinne relevante publizierte Quellenmaterial ist breit gestreut, 

liegt in seiner Bedeutung aber weit unter dem Stellenwert archivalischer Quellenbestände. Her-

vorzuheben sind im Hinblick auf die Erfassung des ministeriellen Personalbestandes die Jah-

resberichte des Ministeriums und die Staatshandbücher der Bundesrepublik Deutschland37. 

Punktuell von Interesse zu den politischen Kontexten der Ministerialgeschichte sind die edier-

ten Kabinettsprotokolle der Bundesregierung38, die stenographischen Berichte der Plenarver-

handlungen im Bundestag39 sowie zeitgenössische Presseorgane. 

 

3.3.  Archivbestände 

Der Großteil des thematisch bedeutsamen Archivmaterials liegt in der „Abteilung Bundesre-

publik Deutschland (Abt. B)“ des Bundesarchivs in Koblenz sowie in der „Abteilung Deutsches 

Reich (Abt. R)“ in Berlin-Lichterfelde (fortan: Bundesarchiv Koblenz und Bundesarchiv Ber-

lin). Zunächst sollen die wichtigsten für die Studie einschlägigen Bestände dieser beiden Ar-

chivstandorte vorgestellt werden, danach folgt ein kurzer Überblick über Materialien in anderen 

Archiven (vgl. auch Abb. 5). 

                                                             
37 Tätigkeitsbericht des Bundesministerium für Atomfragen 1956 (erschienen 1956), Jahresbericht des Bundes-
ministeriums für Atomkernenergie und Wasserwirtschaft 1957-1960 (1958-1961), Jahresbericht des Bundesmi-
nisteriums für Atomkernenergie 1962 (1962), Jahresbericht des Bundesministeriums für Wissenschaftliche For-
schung 1962-1968 (1963-1969), Jahresbericht, hrsg. vom Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft 
1969-1972 (1970-1973); Die Bundesrepublik Deutschland. Staatshandbuch. Teilausgabe Bund. 
38 Die Kabinettsprotokolle der Bundesregierung, Bd. 1-22 (1949-1969), Boppard 1982-1993, München 1997-
2012.  
39 Verhandlungen des Deutschen Bundestages. Stenographische Berichte und Drucksachen, Berlin 1950-1972. 
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3.3.1 Bundesarchiv Koblenz  

Quellen zur Ministerialgeschichte, insbesondere Organigramme und Akten zum Personal fin-

den sich im Wesentlichen im Bestand B 138 Bundesministerium für Forschung im Bundesar-

chiv Koblenz.  

Generell muss in diesem Zusammenhang zunächst auf das Problem weitgehend fehlender Per-

sonalakten hingewiesen werden40. Zum ausgewählten 90-köpfigen MFP konnten bislang in 

Koblenz, wo im Bestand Pers 101 eine zentrale Sammlung von Personalakten oberster Bundes-

behörden erfolgt, nur zu sechs Beamten Akten ermittelt werden, die teilweise allerdings auch 

aus Ministerien bzw. Institutionen stammen, bei denen die jeweiligen Personen vor oder nach 

ihrer Zeit im Atom- bzw. Wissenschaftsministerium beschäftigt waren. In drei Fällen handelt 

es sich um unergiebige Personalakten aus dem Deutschen Patentamt. Nur zwei Personalakten 

kommen aus bundesdeutschen Vorgängerinstitutionen des BMBF. Relevante biographische In-

formationen zur NS-Zeit fanden sich nur in einem Fall. 

Weitergehende Recherchen seitens des Bundesarchivs Koblenz und der Personalabteilung des 

BMBF blieben bislang erfolglos41. Vermutlich wurden die meisten Personalakten an die zu-

ständigen Versorgungsträger abgegeben, von denen sie (noch) nicht – wie eigentlich vorgese-

hen – an das Bundesarchiv weitergereicht wurden. Nach Aussage des für die Machbarkeitsstu-

die zuständigen Referenten im Bundesarchiv handelt es sich hierbei um ein grundsätzliches 

Problem der bundesdeutschen Ministerialakten, das kurzfristig wohl nicht zu lösen ist. Die er-

wähnte Studie zum Bundeswirtschaftsministerium zeigt, dass der Verfasser auf ganz ähnliche 

Schwierigkeiten gestoßen ist42. 

Das weitgehende Fehlen von Personalakten hatte zum einen zur Folge, dass über das Bundesar-

chiv Koblenz nur in sehr beschränktem Maße biographische Informationen zur NS-Zeit zu ge-

winnen waren. Zum anderen, dies war noch erheblich schwerwiegender, lagen für den Großteil 

des MFP zunächst keine Geburtsdaten vor. Ohne diese aber ist weder eine Zuordnung zur un-

tersuchten Personengruppe (Jahrgänge 1927 und älter), noch eine darauf folgende systemati-

sche archivalische Recherche nach NS-Belastungen möglich. Von entscheidender Bedeutung 

                                                             
40 Generell zur schwierigen Überlieferungssituation im Hinblick auf Personalakten von Bundebehörden vgl. 
Überblick in: Antwort der Bundesregierung, S. 6-8. 
41 Gedankt sei in diesem Zusammenhang Frau Dr. Elke-Ursel Hammer und Herrn Michael Weins vom Bun-
desarchiv Koblenz sowie Frau Julie Klein vom BMBF. 
42 Als „Ersatz“ hat Löffler die Einstellungsakten des Finanzministeriums herangezogen. Vgl. Löffler, Soziale 
Marktwirtschaft und administrative Praxis, S. 123. 
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war es daher, alternative Aktenbestände zu finden, die Informationen zu den Geburtsdaten bie-

ten. 

Inzwischen ist dies gelungen. Einstellungs- und Beförderungsakten im Bestand B 138 Bundes-

ministerium für Forschung, aber auch in den Beständen B 106 Bundesministerium des Innern 

und B 126 Bundesministerium der Finanzen – beide Ministerien waren jeweils an diesen Vor-

gängen beteiligt – enthalten fast immer auch ein Grundgerüst biographischer Daten. Gleichzei-

tig geben diese Quellen oftmals erste Hinweise auf NS-Belastungen. Die zeitaufwändige Per-

sonensuche in den erwähnten Beständen ist nahezu abgeschlossen43. 

Des Weiteren werden in Koblenz zwei Nachlässe führender Ministerialbeamter aufbewahrt (N 

1092: Dr. Wolfgang Cartellieri und N 1772: Prof. Dr. Walther Kumpf), die bereits ausgewertet 

wurden. 

 

3.3.2 Bundesarchiv Berlin 

Die wichtigsten Quellen zur NS-Belastung des MFP liegen im Bundesarchiv Berlin. In erster 

Linie finden sich diese innerhalb der dem Bundesarchiv zugefallenen Materialien des ehemali-

gen Berlin Document Center, einer US-amerikanischen Sammlung von NS-Dokumenten, da-

runter auch die Mitgliederkarteien der NSDAP (Orts- und Zentralkartei)44. Die Auswertung 

dieser Quellengruppe ist bereits weitgehend45 abgeschlossen. 

Zu nennen sind zudem die Aktenbestände verschiedener Reichsministerien und anderer hoher 

Reichsinstitutionen, in denen während der NS-Zeit spätere Angehörige des MFP gearbeitet ha-

ben. Diesbezüglich wurden bislang lediglich Stichproben eingesehen (Bestände R 5 Reichsver-

kehrsministerium, R 3001 Reichsjustizministerium, R 4701 Reichspostministerium, R 4705 

Forschungsanstalt der Deutschen Reichspost und R 3112 Reichsamt für Wiederaufbau). Im 

Hinblick auf die Frage nach schweren NS-Belastungen werden hier bei einzelnen Personen 

noch umfangreiche Untersuchungen notwendig sein. 

 

 

                                                             
43 Ein Geburtsdatum fehlt noch, bei einzelnen Personen bestehen noch minimale Unsicherheiten über die Identi-
tät. 
44 Für einen Bestandsüberblick vgl. „Berlin Document Center“ [Informationen auf der Homepage des Bundesar-
chivs], https://www.bundesarchiv.de/fachinformationen/01001/index.html.de [letzter Zugriff 30.12.2014] sowie 
die ausführlicheren Erläuterungen von Babette Heusterberg, Personenbezogene Unterlagen aus der Zeit des Nati-
onalsozialismus, https://www.bundesarchiv.de/imperia/md/content/abteilungen/abtr/5.pdf [letzter Zugriff 
30.12.2014]. 
45 Vgl. Anm. 43. 
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Abb. 5: Archivalische Quellen/Stand der Erfassung  

 
Bundesarchiv Koblenz 
v.a. zur Entwicklung des Ministeriums, persönliche Daten zum ministeriellen Führungspersonals (MFP) 
incl. einzelner Hinweise zur NS-Belastung 
Problem: fast keine Personalakten vorhanden, Suche nach persönlichen Daten in anderen Akten not-
wendig 
wichtigster Bestand: B 138 Bundesministerium für Forschung 
daneben relevant: B 102 Bundesministerium der Wirtschaft, B 106 Bundesministerium des In-
nern, B 126 Bundesministerium der Finanzen, B 136 Bundeskanzleramt, einzelne Nachlässe 
 
Bundesarchiv Berlin 
v.a. Informationen zur NS-Belastung des MFP 
wichtigster Bestand: Akten des ehemaligen Berlin Document Center (NS-Schriftverkehr, Orts- und 
Zentralregister der NSDAP) 
daneben relevant: Akten ehemaliger Reichsministerien (z.B. Reichministerium des Innern, Reichs-
postministerium) 
 
Bundesarchiv Freiburg, Abt. Militärarchiv: militärische Personalakten und Unterlagen zum Kriegs-
einsatz von einzelnen Personen des MFP 
Außenstelle Ludwigsburg des Bundesarchivs: Akten der Zentralen Stelle der Landesjustizverwal-
tungen zur Aufklärung von NS-Verbrechen (evtl. zu einzelnen Personen) 
Deutsche Dienststelle Berlin (WASt) … : Unterlagen zu Zeiten und Funktionen des MFP im Kriegs-
dienst 
Bundesbeauftragter für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen 
Demokratischen Republik, Berlin: Stasi-Unterlagen (evtl. zusätzliche biographische Informationen 
zum MFP) 
Parlamentsarchiv des Deutschen Bundestages, Berlin: Ausschussakten zur Atom- und Forschungs-
politik 
Politisches Archiv des Auswärtigen Amtes, Berlin: zwei Personalakten von Angehörigen des MFP 
Archiv der Max-Planck-Gesellschaft, Berlin: Material zu einzelnen Personen der Atomforschung 
Archiv für Christlich-Sozial Politik, München: Nachlass F.J. Strauß 
Archiv für Christlich-Demokratische-Politik, St. Augustin: Teilnachlass S. Balke 
Archiv des Liberalismus, Gummersbach: Teilnachlass H. Lenz  
Archiv des Deutschen Museums, München: Teilnachlass S. Balke 
Archiv des Instituts für Zeitgeschichte, München: Nachlass H. Krekeler 
Landesarchiv NRW, Detmold: Nachlass K. Kaißling 
Weitere regionale Staatsarchive: v.a. Entnazifizierungsakten, Urteile von ehemaligen Richtern 
Weitere Archive, abhängig von der Auswahl exemplarischer Fallstudien zu einzelnen Personen des 
MFP. 
Farben zur Kennzeichnung des Erfassungsstandes: blau: umfangreiche Recherchen und Materialerhebun-
gen; grün: grobe Sichtung von Beständen, Stichproben; rot: Anfrage zu Personenliste gestellt 
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3.3 Sonstige Archive 

Neben den Recherchen im Bundesarchiv Koblenz und im Bundesarchiv Berlin wurden Be-

stände in zahlreichen weiteren Archiven gesichtet bzw. in Stichproben eingesehen (s. Abb. 5 

mit Kennzeichnung des Arbeitsstandes). Teilweise fanden hier auch schon erste Materialsamm-

lungen statt, deren Auswertung freilich erst im Rahmen einer größeren Untersuchung stattfin-

den kann.  

Hervorgehoben seien zunächst mehrere Parteiarchive mit Nachlässen von Ministern (Franz Jo-

sef Strauß im Archiv für Christlich-Soziale Politik in München, Siegfried Balke im Archiv für 

Christlich-Demokratische Politik in Sankt Augustin und im Archiv des Deutschen Museums in 

München sowie Hans Lenz im Archiv des Liberalismus in Gummersbach). Hier wird neben der 

Frage nach der eigenen NS-Belastung auch nach personalpolitischen Vorgängen während der 

jeweiligen Amtszeiten zu suchen sein. Besonders erwähnt sei auch die „Abteilung Militärarchiv 

(Abt. MA)“ des Bundesarchivs in Freiburg, das zu einigen der ausgewählten Personen Militär-

personalakten und andere Unterlagen bereithält. Erste Stichproben zeigten, dass diese Materia-

lien wohl nur im Einzelfall aufschlussreich sind.  

Beim „Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen 

Deutschen Demokratischen Republik“ wurde im Juli 2014 die Einsichtnahme in die Materialien 

zu 21 Personen beantragt, bei denen eine genauere Untersuchung nach schweren NS-Belastun-

gen durchgeführt werden soll. Abzuklären ist dabei, ob der Staatssicherheitsdienst der DDR zu 

einzelnen Personen belastendes Material gesammelt bzw. eventuell auch nur konstruiert hat. 

Die Genehmigung zur Einsichtnahme steht noch aus. Eine Anfrage bei der Deutschen Dienst-

stelle Berlin (Wehrmachtsauskunftsstelle) 46 nach den militärischen Dienstzeiten und Einsatz-

orten derjenigen Führungspersonen, die während der NS-Zeit Militär- bzw. Kriegsdienst ge-

leistet haben, wurde vorbereitet. 

Für eine größere Studie wird auch die Ebene der regionalen Staatsarchive von Bedeutung sein. 

Relevant sind hier – mit Blick auf die Untersuchung schwerer NS-Belastungen – zum einen 

Akten der Spruchkammerverfahren zur „Entnazifizierung“ und zum anderen Akten von NS-

Gerichten, an denen einige der untersuchten Ministerialbeamten als Richter tätig waren. Bei 

einzelnen Personen konnte bereits geklärt werden, welche Staatsarchive vermutlich Quellen-

material bieten, bei anderen werden hierfür noch detaillierte Recherchen notwendig sein. Ins-

gesamt ist auf dieser archivischen Ebene mit sehr zeitaufwändigen Analysen zu rechnen. 

                                                             
46 „Deutsche Dienststelle (WASt) für die Benachrichtigung der nächsten Angehörigen von Gefallenen der ehe-
maligen deutschen Wehrmacht“ in Berlin. 
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3.4 Schema der prosopographischen Grunderfassung 

Nach diesen grundlegenden Hinweisen zur Archivsituation kann der schematische Ablauf der 

im Rahmen der Machbarkeitsstudie durchgeführten prosopographischen Grunderfassung kurz 

erläutert werden: 

- Zunächst mussten die Namen des MFP in Staatshandbüchern und ministeriellen Organigram-

men (Bundesarchiv Koblenz) festgestellt werden. 

- Dann waren die jeweiligen Geburtsdaten und andere biographische Daten zu eruieren; dies 

geschah meist über Einstellungs- und Beförderungsakten (Bundesarchiv Koblenz).  

- In einem dritten Schritt wurden im Bundesarchiv Berlin die NS-Personendatenbank („Basys 

P“) sowie die Mikrofilme von Orts- und Zentralkartei der NSDAP eingesehen und nach den 

ausgewählten Personen durchsucht. 

- Falls wir hier fündig wurden, konnten im Bundesarchiv Berlin die entsprechenden Unterla-

gen bestellt und nach grundlegenden Informationen zur NS-Vergangenheit der Person gesucht 

werden. Zumindest das Datum des Parteieintritts und die Mitgliedsnummer waren dabei fast 

immer feststellbar. Alle Unterlagen wurden eingescannt und liegen nun für weitere Auswertun-

gen in einer umfangreichen Materialsammlung vor. Alle bisher für die prosopographische 

Grunderfassung relevanten Informationen wurden in einer zentralen Datei erfasst. Teilweise 

konnten diese noch durch Angaben aus den Einstellungs- und Beförderungsakten (Bundesar-

chiv Koblenz) oder auch aus biographischen Lexika ergänzt werden. 

- Bei Personen, zu denen in der Berliner NS-Datenbank und in den Mikrofilmen der Mitglie-

derkarteien nichts zu finden ist, liegt wahrscheinlich keine formelle NS-Belastung vor. Mit Si-

cherheit sagen lässt sich das allerdings nicht, denn die überlieferten NSDAP-Mitgliederkarteien 

sind nicht ganz vollständig47. 

 

  

                                                             
47 Nach Heusterberg, Personenbezogene Unterlagen, S. 4, sind „schätzungsweise“ nur rund 80% der Mitglieder-
karteien überliefert. Über die Einstellungs- und Beförderungsakten im Bundesarchiv Koblenz (s. oben S. 21) 
existiert eine zweite Möglichkeit, die NSDAP-Zugehörigkeit zu ermitteln, die allerdings das Problem aufweist, 
dass die entsprechenden Angaben vom Betroffenen selbst gemacht werden mussten.  
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4. Erste Ergebnisse der prosopographischen Grunderfassung 

Die prosopographische Grunderfassung erbrachte trotz fortbestehender Unsicherheiten bereits 

eine Reihe von Zwischenergebnissen. Zu einzelnen Aspekten werden noch weitere Recherchen 

notwendig sein. Alle Zahlen, die im Folgenden genannt werden, sind als vorläufige Angaben 

zu verstehen. 

 

4.1 Altersstruktur, fachliche Ausbildung, Kriegsdienst 

Die Erfassung der Geburtsjahre des untersuchten Personenkreises „Jahrgänge 1927 und älter“ 

zeigt, beginnend mit dem Jahr 1898, eine sehr deutliche Präsenz (64) der seit 1910 Geborenen 

(s. Abb. 6). Diese Personen waren zu Beginn des NS-Regimes höchstens 23 Jahre alt und stan-

den – da es sich fast durchwegs um Akademiker handelte – in der Regel noch nicht im Berufs-

leben. Rund 40 spätere Ministerialbeamte (bis Jahrgang 1914) waren 1933 in einem Alter, in 

dem der Eintritt in die NSDAP bereits möglich war. 49 Personen, also mehr als die Hälfte, 

hatten 1939 ein Alter von bis zu 24 Jahren, d.h. bei ihnen ist wegen des Militär- bzw. Kriegs-

dienstes wohl nur in Einzelfällen mit einer beruflichen Tätigkeit während des NS-Regimes zu 

rechnen. Die relativ schwache Vertretung der Jahrgänge von 1909 abwärts könnte im Vergleich 

zu anderen Bundesinstitutionen eine Besonderheit sein, die sich auch dadurch erklärt, dass der 

Untersuchungszeitraum erst 1955 beginnt.  

Eine Analyse nach Fünfjahresintervallen, die am Anfang und am Ende des Spektrums verkürzt 

wurden, erbringt folgendes Ergebnis: 

 

Abb. 6: Geburtsjahre des von 1955 bis 1972 tätigen MFP, Jahrgänge 1927 und älter48 

 
1898-1899:     2 
1900-1904:  12 
1905-1909:  11 
1910-1914:  15 
1915-1919:  15 
1920-1924:  19 
1925-1927:  15 
------------------------- 
1889-1927:  89 

 

                                                             
48 Für eine Person der untersuchten Gruppe liegt noch kein Geburtsdatum vor. Einzelne Daten weisen noch 
kleine Unsicherheiten auf. 
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Die Erfassung der fachlichen Ausbildung (Fachrichtung des Studiums und des Berufseinstiegs) 

ist noch lückenhaft. Es deutet sich jedoch an, dass ein sehr großer Teil des untersuchten MFP 

„Jahrgänge 1927 und älter“ eine juristische Hochschulbildung besitzt. Auffallend ist auch ein 

relativ starker Anteil von technisch-naturwissenschaftlichen Studiengängen; vermutlich han-

delt es sich hierbei um eine Besonderheit des untersuchten Ministeriums. Andere Fachrichtun-

gen (Medizin, Volkswirtschaft, Geisteswissenschaften, Landwirtschaft) bleiben jeweils auf 

Einzel- bzw. sehr wenige Fälle beschränkt. Eine kleine Gruppe von Führungspersonen hat nicht 

studiert, wobei nach Beendigung der Schulzeit meist der Eintritt in den Verwaltungsdienst er-

folgte. 

Die Zahl der Promovierten liegt nach derzeitigem Erfassungsstand bei 51. Weit über die Hälfte 

der untersuchten Personen der Jahrgänge 1927 und älter trug somit den Doktortitel, darunter 

neben zahlreichen Juristen auch eine ganze Reihe von Ingenieuren und Naturwissenschaftlern. 

Genaue Angaben darüber, wie groß innerhalb der untersuchten Gruppe der – zweifellos hohe – 

Anteil der Kriegsteilnehmer war, sind zum jetzigen Zeitpunkt angesichts lückenhafter Daten 

noch nicht möglich. Zur Klärung soll unter anderem eine vorgesehene Anfrage bei der Deut-

schen Dienststelle (s. oben S. 23) beitragen. 

 

4.2 NSDAP-Parteimitgliedschaft  

Zur quantitativen Einschätzung der NSDAP-Parteimitgliedschaft lassen sich auf der Grundlage 

der bisherigen Erhebungen verschiedene Berechnungen anstellen. So zeigte sich, dass für den 

gesamten Untersuchungszeitraum von 1955 bis 1972 rund 30% aller ministeriellen Führungs-

personen NSDAP-Mitglieder gewesen waren. Berücksichtigt man lediglich die Gruppe der Ge-

burtsjahrgänge 1927 und älter, so waren es rund 50%. Davon war nur eine einzige Person be-

reits vor 1933 in die Partei eingetreten. Die größte Zahl an Parteiaufnahmen pro Jahr erfolgte 

1933 und vor allem – nach Lockerung einer 1933 verhängten Eintrittssperre – 1937. In dem 

bislang verfügbaren Material zeigte sich in einem Fall ein Hinweis auf lokale Führungsfunkti-

onen innerhalb der NSDAP. 

Aufschlussreich ist die Erhebung, wenn sie die zeitliche Entwicklung der Prozentzahlen be-

rücksichtigt (vgl. Abb. 7): Der Anteil der NSDAP-Mitglieder lag Ende der 1950er und Anfang 

der 1960er Jahre bei über 60% aller ministeriellen Führungspersonen, um dann im weiteren 

Verlauf bis 1972 – auch bedingt durch die zunehmende Einstellung jüngeren Personals – auf 

etwa 20% zu fallen. Der Vergleich mit den wenigen bislang vorliegenden Daten zu anderen 
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bundesdeutschen Institutionen lässt darauf schließen, dass sich die Vorgängerinstitutionen des 

BMBF damit im Rahmen des Üblichen befanden49. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

4.3 Mitgliedschaft in sonstigen NS-Organisationen 

Wie bereits erläutert (vgl. oben S. 17), ist die Erfassung dieses Aspekts bislang nur bei einem 

Teil des MFP möglich. Grundsätzlich kann nach den bisherigen Daten davon ausgegangen wer-

den, dass der Anteil der ministeriellen Führungspersonen, die einer der zahlreichen sonstigen 

NS-Organisationen angehörten, insgesamt über dem der Parteimitglieder liegt.  

Dies folgt einerseits aus dem Umstand, dass – wie eben schon erwähnt – 1933 für die NSDAP 

vorübergehend eine Aufnahmesperre verfügt wurde, die erst 1937 deutlich gelockert wurde. 

Mancher, der seine Nähe zum Nationalsozialismus institutionell bekräftigen wollte, war daher 

                                                             
49 Genaue Vergleiche sind nicht möglich, da bislang konkrete Zahlen zu anderen Bundesinstitutionen nur spora-
disch vorliegen und zudem die Untersuchungskriterien in der Festlegung des einbezogenen Personenkreises un-
einheitlich sind. Als „Eckpunkte“ genannt seien daher hier nur wenige Zahlen: So waren 1959 mindestens 73% 
des „Leitungspersonals“ des Bundeskriminalamts ehemalige NSDAP-Mitglieder; 1969 noch mindestens 40%. 
Vgl. Baumann u.a., Schatten der Vergangenheit, S. 58. Für die „Rosenburg“ im Jahr 1959 geht Rückert davon 
aus, dass in der „Leitungsebene“ (alle leitenden Funktionen vom Staatsekretär bis zu den Referenten) 46,6% des 
Personals ehemalige NSDAP-Mitglieder waren; 1966 sollen ca. 60% der Abteilungsleiter, 66% der Unterabtei-
lungsleiter und 20% der Referenten ehemalige NSDAP-Mitglieder gewesen sein. Vgl. Joachim Rückert, Einige 
Bemerkungen über Mitläufer, Weiterläufer und andere Läufer im Bundesministerium der Justiz nach 1949, in: 
Manfred Görtemaker/Christoph Safferling, Die Rosenburg. Das Bundesministerium der Justiz und die NS-Ver-
gangenheit – eine Bestandsaufnahme, Göttingen 2013, S. 60-87, hier S. 66f.. 
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Abb. 7: Anteil ehemaliger NSDAP-Mitglieder innerhalb des
gesamten MFP in der zeitlichen Entwicklung 1957-1972
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auf den Eintritt in andere NS-Organisationen angewiesen. In manchen Fällen diente die Mit-

gliedschaft in einer dieser Organisationen auch dazu, einem aus beruflichen Gründen notwen-

dig erscheinenden Anpassungsdruck nachzugeben, ohne in die Partei einzutreten. Wie schon 

seit längerem bekannt ist, gilt dies beispielsweise wohl auch für Franz Josef Strauß, der kein 

NSDAP-Mitglied wurde, aber von 1937 bis 1939 dem Nationalsozialistischen Kraftfahrkorps 

angehörte; nach eigener Überlieferung wollte er so möglichen Problemen bei der Zulassung 

zum Hochschulexamen aus dem Wege gehen50. Generell ist auch die breite totalitäre Durch-

dringung der Gesellschaft durch NS-Organisationen zu berücksichtigen. Bereits einzelne große 

Verbände wie die NS-Volkswohlfahrt besaßen eine deutlich höhere Mitgliederzahl als die 

NSDAP51.  

Angemerkt sei, dass bislang bei sechs Personen eine Mitgliedschaft in der SA ermittelt werden 

konnte, bei drei in der SS. 

Inwieweit spätere Angehörige des MFP Führungsfunktionen in diversen NS-Organisationen 

wahrgenommen haben und wie diese zu bewerten sind, bedarf noch der genaueren Auswertung. 

 

4.4 Tätigkeit im Staatsdienst bis 1945  

 

4.4.1 Öffentlicher Dienst im Allgemeinen 

Ein relativ großer Anteil des MFP war bereits während der NS-Zeit im öffentlichen Dienst 

beschäftigt: Nach derzeitigem Erfassungsstand handelt es sich um 34 Personen, das sind etwa 

22% des gesamten MFP im untersuchten Zeitraum und etwa 38% der Gruppe „Jahrgänge 1927 

und älter“. Weitere Recherchen zu noch unklaren Einzelfällen werden diese Zahlen wahr-

scheinlich noch erhöhen. Da der größere Teil des untersuchten MFP während der NS-Zeit noch 

gar keinen Einstieg in das Berufsleben vollziehen konnte (s. oben S. 25), kann festgestellt wer-

den, dass wohl die allermeisten Führungspersonen, die bereits vor 1945 im Berufsleben stan-

den, dem öffentlichen Dienst angehörten. Hierin liegt eine wesentliche Erklärung für den hohen 

Anteil an ehemaligen NSDAP-Mitgliedern innerhalb des MFP.  

 

 

                                                             
50 Vgl. Strauß, Erinnerungen, S. 36. 
51 Herwart Vorländer, Die NSV. Darstellung und Dokumentation einer nationalsozialistischen Organisation, 
Boppard am Rhein 1988, S. 1, geht für 1943 von 17 Millionen Mitgliedern aus. Die Zahl der NSDAP-Mitglieder 
lag 1945 bei rund 8,5 Millionen.  
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4.4.2 Reichsministerialdienst 

Ein kleiner, doch nicht zu vernachlässigender Anteil des MFP – 12 Personen, d.h. etwa 13% 

der untersuchten Gruppe und rund 8% des gesamten MFP – hat nach den gegenwärtigen Er-

mittlungen bereits in den 1930er und 1940er Jahren im Reichsministerialdienst gestanden. Das 

ist rund ein Drittel der Personen, die bereits bis 1945 im öffentlichen Dienst tätig waren. Im 

Einzelnen konnte bislang für drei Personen eine Beschäftigung im Reichsluftfahrtministerium 

nachgewiesen werden und für je zwei Personen im Auswärtigen Amt, im Reichsjustiz- und im 

Reichsverkehrsministerium52. Je ein Ministerialbeamter war im Reichsministerium des Innern, 

im Reichspost- und Reichswirtschaftsministerium sowie im Ministerium für Volksaufklärung 

und Propaganda tätig gewesen. Diese Größenordnung lag wohl unter den Verhältnissen, wie 

sie in anderen bundesdeutschen Ministerien herrschten53. Ein Grund dafür könnte sein, dass 

dem Atom- bzw. Wissenschaftsministerium auch viele Naturwissenschaftler und Ingenieure 

angehörten – Berufsgruppen, die in der traditionellen Personalstruktur der Reichsministerien 

eher selten waren. 

 

4.4.3 Tätigkeit in „Vorläuferinstitutionen“ der NS-Zeit 

Die Zahl der Führungspersonen des Atom- bzw. Wissenschaftsministeriums, die in potentiellen 

nationalsozialistischen „Vorläuferministerien“ tätig waren, liegt sehr niedrig (vgl. Abb. 8 und 

9). Gerade einmal vier Personen der untersuchten Gruppe ab Jahrgang 1927 waren bis 1945 in 

einem der im weiten Sinne als „Vorläufer“ zu bezeichnenden NS-Ministerien tätig, drei im 

Reichsluftfahrt- und eine im Reichspostministerium. Auffallend ist, dass bislang keine perso-

nelle Kontinuität zum Reichsministerium für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung zu 

ermitteln war. 

Minimal größer wird die Gruppe der in nationalsozialistischen „Vorläuferinstitutionen“ Be-

schäftigten, wenn auch der wissenschaftlich-technologische Kontext berücksichtigt wird. Zu 

nennen sind hier verschiedene Institutionen der Luftfahrtforschung (Deutsche Versuchsanstalt 

                                                             
52 Davon war eine Person in zwei Ministerien beschäftigt. 
53 So waren im Bundesministerium für Wirtschaft von 1949 bis 1963 66 von 204 (32,4%) Beamte des höheren 
Dienstes vor 1945 im Reichswirtschaftsministerium tätig gewesen. Vgl. Löffler, Soziale Marktwirtschaft und 
administrative Praxis, S. 166. 
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für Luftfahrtforschung, Aerodynamische Versuchsanstalt Göttingen, Deutsche Forschungsan-

stalt für Luftfahrt/Luftforschungsanstalt Hermann Göring, Versuchsstelle der Luftwaffe Karls-

hagen/Peenemünde-West) sowie das Heereswaffenamt. An diesen Institutionen waren drei mi-

nisterielle Führungspersonen beschäftigt54. Zusammengenommen lassen sich demnach sieben 

Personen den nationalsozialistischen „Vorläuferinstitutionen“ zuordnen. 

 

Abb. 8: Personelle Kontinuitäten zu „Vorläuferinstitutionen“ des Atom- bzw. Wissenschafts-
ministeriums in der NS-Zeit

Reichsministerium für 
Wissenschaft, Erziehung
und Volksbildung

Reichsluftfahrtministerium

Reichsministerium für
Rüstung und 
Kriegsproduktion

Reichspostministerium Luftfahrt-
Forschungsinstitutionen

Ministerien

„Uranprojekt“

Wissenschaftlich-technologischer Kontext

Atomministerium

Wissenschaftsministerium

Bundesrepublik:

Beratungsgremium 
„Atomkommission“

vereinzelte personelle Kontinuitäten

NS-Zeit:

Heereswaffenamt

 

Ein anderes Bild zeigt sich bei Berücksichtigung der 1956 gegründeten „Deutschen Atomkom-

mission“, eines Beratungsgremiums aus Wissenschaft, Gesellschaft und Wirtschaft55. Die 

Kommission war als kompetente Stütze des bewusst sehr klein gehaltenen Ministeriums kon-

                                                             
54 Eine Person war an drei dieser Institutionen tätig. 
55 Vgl. Hans-Peter Kröner, Der Einfluß der deutschen Atomkommission ab 1955 auf die Biowissenschaften, in: 
Rüdiger vom Bruch/Brigitte Kaderas (Hrsg.), Wissenschaften und Wissenschaftspolitik: Bestandsaufnahmen zu 
Formationen, Brüchen und Kontinuitäten im Deutschland des 20. Jahrhunderts, Stuttgart 2002, S. 464-470; Ale-
xander von Schwerin, Die Deutsche Atomkommission. Eine biopolitische Institution der frühen Bundesrepublik 
und die Naturalisierung der Risikopolitik, in: Axel C. Hüntelmann (Hrsg.), Jenseits von Humboldt. Wissenschaft 
im Staat 1850-1990, Frankfurt/M. u.a. 2010, S. 103-116. 
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zipiert. Anfangs besaß sie hohen politischen Einfluss, der sich freilich nach einigen Jahren deut-

lich abschwächte. Einige führende Atomforscher der NS-Zeit – vor allem Otto Hahn und Wer-

ner Heisenberg – hatten auch einen Sitz in der bundesdeutschen Atomkommission56. 

Insgesamt ist festzustellen, dass es personelle Kontinuitäten am ehesten – auf sehr niedrigem 

Niveau – im Bereich der Luftfahrtforschung gab. Von einer direkten institutionellen Kontinuität 

kann allerdings keine Rede sein. Angesichts dieses Umstands sowie der raschen technologi-

schen Entwicklung spricht derzeit wenig für die Annahme signifikanter wissenschaftspoliti-

scher Kontinuitäten von der NS-Zeit zum bundesdeutschen Atom- bzw. Wissenschaftsministe-

rium. 

Personelle Verbindungen zwischen diesem Ministerium und der disparaten Atomforschung zur 

Zeit des Nationalsozialismus im Heereswaffenamt, im Reichspostministerium sowie im weit-

gespannten Forschungsnetzwerk des „Uranvereins“ (auch „Uranprojekt“), der sich um das Ber-

liner Kaiser-Wilhelm-Institut für Physik gruppierte, ließen sich bislang nicht feststellen. 

 

  

                                                             
56 Im Bundesarchiv Koblenz liegt in den Beständen B136 Bundeskanzleramt und B 138 Bundesministerium für 
Forschung umfangreiches Aktenmaterial zur Atomkommission. Im Bundesarchiv Berlin haben im Rahmen der 
Machbarkeitsstudie bereits erste Materialsammlungen in den Beständen des ehemaligen Document Center be-
gonnen. Speziell die zeitweise einflussreiche Rolle Heisenbergs in der frühen Bundesrepublik und seine engen 
Kontakte zum Bundeskanzleramt bzw. zum Atomministerium sind relativ gut untersucht. Vgl. v.a. Michael Eck-
ert, Primacy Doomed to Failure: Heisenberg’s Role as Scientific Adviser for Nuclear Policy in the FRG, in: His-
torical Studies in the Physical and Biological Sciences 21 (1990), S. 29-58; Cathryn Carson, New Models for 
Science in Politics: Heisenberg in West Germany, in: Historical Studies in the Physical and Biological Sciences, 
30 (1999), S. 115-171; dies., Heisenberg in the Atomic Age. Science and the Public Sphere, Cambridge u.a. 
2010. 
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5. Schwere individuelle NS-Belastungen: Erste Indizien  

 

Wie bereits erläutert (vgl. oben S. 18), scheint eine spezifische Untersuchung von Personen 

nach schweren NS-Belastungen bei zwei Gruppen sinnvoll: bei der Spitze des Ministeriums – 

d.h. bei Ministern und Staatssekretären – sowie bei Personen, bei denen die prosopographische 

Grunderfassung oder sonstige Recherchen einen „Anfangsverdacht“ liefern.  

 

5.1 Minister und Staatssekretäre 

Von den sechs Ministern und sechs Staatssekretären im Zeitraum von 1955 bis Ende 1972 (s. 

Abb. 9) – insgesamt elf Personen (Klaus von Dohnanyi hat beide Ämter bekleidet) – waren vier 

Mitglieder der NSDAP gewesen: zwei Minister (Hans Lenz und Hans Leussink) sowie zwei 

Staatssekretäre (Wolfgang Cartellieri und Hans von Heppe). Bei diesen Personen ist bislang 

nach den Informationen in biographischen Lexika und in der vorliegenden Literatur sowie nach 

der Überprüfung in den Beständen des ehemaligen Document Center davon auszugehen, dass 

keine schweren NS-Belastungen vorliegen. Bei zwei Personen sind allerdings weitere Überprü-

fungen notwendig. Dabei handelt es sich um Wolfgang Cartellieri, der während der NS-Zeit als 

Richter tätig gewesen war, und um Hans von Heppe, der einen hohen Posten im Reichsver-

kehrsministerium bekleidet hatte. 
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Abb. 9: Spitze des Ministeriums 1955-1972 

         

Minister geb. Amtszeit NSDAP-Mitgliedschaft/Position NS-Zeit Hinweise auf 

besondere NS-

Belastung 

Strauß, Franz Josef 1915 1955-1956 Kriegsteilnahme, Distanz zum NS-Regime Nein 

Balke, Dr., Siegfried 1902 1956-1962 Chemieindustrie, als „Halbjude“  

benachteiligt 

Nein 

Lenz, Hans 1907 1962-1965 NSDAP  

Verlagsleiter, Kriegsteilnahme 

Nein 

Stoltenberg, Dr., 

Gerhard 

1928 1965-1969 Schule, Kriegsteilnahme Nein 

Leussink, Dr., Hans 1912 1969-1972 NSDAP  

Bauingenieur, Kriegsteilnahme 

Nein 

Dohnanyi, Dr., Klaus 

von 

1928 1972-1974 Schule, Kriegsteilnahme 

(Vater im Widerstand) 

Nein 

 

Staatssekretäre 

       

Cartellieri, Dr., Wolf-

gang 

1901 1959-1966 NSDAP  

Landgerichtsdirektor 

Weiterer 

Klärungsbedarf 

Heppe, Dr., Hans von  1907 1966-1971 NSDAP  

Reichsverkehrsministerium 

Weiterer 

Klärungsbedarf 

Dohnanyi, Dr., Klaus 

von  

1928 1969-1972 Schule, Kriegsteilnahme 

(Vater im Widerstand) 

Nein 

Hamm-Brücher, Dr., 

Hildegard 

1921 1969-1972 Studium Nein 

Haunschild, Hans-Hilger 1928 1971-1972 Schule Nein 

Raffert, Joachim 1925 1972 Schule, Redaktionsvolontär,  

Kriegsteilnahme 

Nein 
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5.2 Mögliche Einzelfälle hoher NS-Belastung im sonstigen Führungspersonal 

Aufgrund der bisherigen Forschungen ist es möglich, eine Gruppe von etwa 10 Personen zu 

identifizieren, bei denen – unabhängig von der Frage nach einer NSDAP-Mitgliedschaft – der 

„Anfangsverdacht“ einer hohen persönlichen NS-Belastung formuliert werden kann. Dabei 

handelt es sich beispielsweise um einen Ministerialbeamten, der im Krieg als Verwaltungsoffi-

zier in Galizien tätig und nach Aussagen einer einschlägigen Forschungsarbeit an der administ-

rativen Durchführung des Holocaust beteilig war57. Eine andere Person war als Chemiker Leiter 

eines großen Sprengstoffwerks in der Niederlausitz, in dem Häftlinge des KZ Groß-Rosen ar-

beiteten. Bei weiteren Personen ist zu klären, welche genauen Funktionen sie im Reichsver-

kehrs-, Reichsjustiz-, Reichswirtschafts- und im Propagandaministerium sowie im Auswärtigen 

Amt ausgeübt haben. Grundsätzlich zu überprüfen ist auch die konkrete Tätigkeit von mehreren 

Führungspersonen, die in der NS-Zeit Richter waren.  

Betont sei, dass es bislang in keinem Fall Beweise für eine schwere NS-Belastung gibt. (Des-

wegen wird bei diesem Punkt aus Gründen des Personenschutzes auch auf die Nennung von 

Namen verzichtet.) Diesbezüglich sind noch sehr intensive Forschungen erforderlich.  

                                                             
57 Die fragliche Person wird bei Dieter Pohl, Nationalsozialistische Judenverfolgung in Ostgalizien 1941-1944. 
Organisation und Durchführung eines staatlichen Massenverbrechens, München 1996, S. 411-423 im biographi-
schen Anhang genannt, der Angaben „zum engeren Täterkreis, zu den führenden Distriktbeamten und zu den 
Kreishauptleuten“ enthält (ebd., S. 411). 
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6. Resümee und Ausblick  

 

6.1 Eine größere Studie ist machbar 

Nach den bisherigen Recherchen kann festgestellt werden, dass eine umfangreichere Untersu-

chung zum Thema „Vorgeschichte des BMBF bzw. seiner Vorgängerinstitutionen“ „machbar“ 

und wissenschaftlich sinnvoll ist: 

- Die Quellenbasis hat sich trotz des weitgehenden Fehlens von Personalakten als hinreichend 

für die Durchführung der prosopographischen Grunderfassung des ministeriellen Führungsper-

sonals erwiesen. Auch eine Erweiterung und Differenzierung der Analyse wäre auf dieser 

Grundlage möglich (s. unten S. 36). Die Untersuchung ausgewählter Personen auf schwere NS-

Belastungen wird in einzelnen Fällen vom Quellenangebot her sicher an Grenzen stoßen, bei 

anderen – insbesondere bei den bekannten Personen in Spitzenämtern – wird sie zweifellos zu 

Ergebnissen führen.  

- In methodischer Hinsicht konnten praktikable Wege der Analyse entwickelt werden, die aus-

baufähig sind. 

- Es gibt einen Forschungskontext ähnlicher Untersuchungen zu anderen Bundes- und Landes-

institutionen. Die wissenschaftlich notwenige Bewertung und Einordnung der Ergebnisse zu 

den Vorgängerinstitutionen des BMBF wird so erleichtert. Weiterführende institutionenge-

schichtliche Forschungsperspektiven sind möglich (s. unten S. 37). 

 

6.2 Zusammenfassung der Zwischenergebnisse  

Die in den vorigen Kapiteln angedeuteten inhaltlichen Zwischenergebnisse der Machbarkeits-

studie können als Hypothesen für die weitere Forschung übernommen werden: 

- Die zunächst relativ hohe, dann rasch fallende personelle NS-Belastung des Atom- bzw. Wis-

senschaftsministeriums gemäß dem Kriterium der Parteimitgliedschaft lag wohl im allgemei-

nen Trend bundesdeutscher Ministerien. 

- Personelle Kontinuitäten von der Atomforschung in der NS-Zeit zum bundesdeutschen 

Atomministerium beschränken sich auf das Beratungsgremium der „Deutschen Atomkommis-

sion“. 

- Es zeigen sich in geringem Umfang personelle Kontinuitäten von der NS-Luftfahrtforschung 

zum Atom- bzw. Wissenschaftsministerium. 

- Institutionelle und wissenschaftspolitische Kontinuitäten von der NS-Zeit zum bundesdeut-

schen Atom- bzw. Wissenschaftsministerium sind nur sehr schwach entwickelt. 
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- Vermutlich gab es in den Vorgängerinstitutionen des BMBF Einzelfälle schwerer persönli-

cher NS-Belastung. 

 

6.3 Perspektiven der weiteren Forschung 

Was das Vorgehen einer größeren Studie anbelangt, so lassen sich folgende Perspektiven auf-

zeigen:  

1. Differenzierung und Erweiterung der prosopographischen Forschung zum ministeriellen 

Führungspersonal, z.B. im Hinblick auf die Untersuchung beruflicher Werdegänge, die Analyse 

personeller Netzwerke von der NS-Zeit zur frühen Bundesrepublik und die genauere ideenge-

schichtliche Verortung von Publikationen einzelner Personen58. Sinnvoll wäre auch eine Ein-

beziehung der „Deutschen Atomkommission“, die anfangs eine wichtige politische Funktion 

erfüllte und in der sich das Problem der NS-Kontinuitäten sehr deutlich abzeichnet.  

2. Spezielle Forschungen zu ausgewählten Personen des MFP mit möglicherweise hoher per-

sönlicher NS-Belastung. Hierzu gibt es vor allem im Bundesarchiv Berlin (Aktenbestände von 

NS-Reichsministerien) und in regionalen Staatsarchiven (Entnazifizierungsakten und NS-Ge-

richtsakten für die Überprüfung von Juristen) erhebliche Recherchepotentiale. Auch müssten 

zu diesen Personen weitere Überprüfungen anhand verfügbarer Daten- und Materialsammlun-

gen zu NS-Verbrechen und ihrer Verfolgung vorgenommen werden; genannt seien hier vor 

allem die Außenstelle des Bundesarchivs bei der Zentralen Stelle der Landesjustizverwaltungen 

zur Aufklärung von NS-Verbrechen in Ludwigsburg und die Datenbank „Die Verfolgung von 

NS-Verbrechen durch deutsche Justizbehörden seit 1945“ im Institut für Zeitgeschichte in 

München, mit deren Hilfe der Standort von Verfahrensakten ausfindig gemacht werden kann. 

Sollten sich Verdachtsmomente bestätigen, müsste anhand der Aktenbestände im Bundesarchiv 

Koblenz die fachliche Tätigkeit dieser Personen innerhalb der bundesdeutschen Vorgängerin-

stitutionen des BMBF im Hinblick auf mögliche politisch-mentale Kontinuitätslinien analysiert 

werden. 

3. Genauere Überprüfung möglicher wissenschaftspolitischer Kontinuitäten – neben der eben 

erwähnten fachlichen Tätigkeit eventuell Hochbelasteter im Ministerium ist hier auch an grund-

sätzliche Sachfragen zu denken, so die Entwicklung technologischer Schwerpunkte der Minis-

                                                             
58 Zu denken wäre hier beispielsweise daran, die in den 1930er Jahren entstandenen juristischen Dissertationen 
aus den Reihen des MFP heranzuziehen. 
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terialpolitik oder die Gestaltung der Forschungsförderung. Was den letztgenannten Aspekt be-

trifft, so müsste der Bogen allerdings unter Berücksichtigung der NS-Zeit zurück bis in die 

Epochen der Weimarer Republik und partiell auch des Kaiserreichs geschlagen werden. 

4. Erweiterte Kontextualisierung der Ergebnisse zum Atom- bzw. Wissenschaftsministerium 

innerhalb der neuesten Forschung zur NS-Belastung bundesdeutscher Institutionen. Zu denken 

wäre hier etwa an die Einfügung in eine Geschichte deutscher Eliten von der Weimarer Repub-

lik bis zur frühen Bundesrepublik und in eine allgemeine Institutionengeschichte des staatlichen 

Übergangs von der NS-Zeit zur Bundesrepublik59. Diese Forschungsperspektive wird in den 

nächsten Jahren sicherlich auch durch die sich intensivierende wissenschaftliche Kommunika-

tion zum Themenfeld „NS-Belastung“ begünstigt werden. 

Der notwendige Bearbeitungszeitraum einer größeren Studie wird auf mindestens drei Jahre 

veranschlagt. 

 

  

                                                             
59 Vgl. zu den regional- und kommunalpolitischen Ebenen bereits die Arbeit von Michael Ruck, Korpsgeist und 
Staatsbewußtsein. Beamte im deutschen Südwesten 1928-1972, München 1996, und von Sabine Mecking, „Im-
mer treu“. Kommunalbeamte zwischen Kaiserreich und Bundesrepublik, Essen 2003. 
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